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Deutſchland. 


Berlin, 9. Febr. Man ſchreibt der „Br. Ztg.“: Bes 
launtlich verlautete ſchon vor Eröffnung des Landtages, daß der 
inifter des Innern, Herr Flottwell, aus Rückſicht auf ſein 
dorgerücktes Aller (derſelbe zählt. 72 Jahre) fein Portefeuille 
edenfalls nur bis zum Schluß der diesmaligen Seſſion, viel⸗ 
leicht nur bis zur Erledigung der Budget⸗Verhandlungen be 
halten würde. Mit Rückſicht hierauf verlautet jetzt mit vieler 
Wahrſcheinlichkeit, daß es in Abſicht liege, ein hervorragendes 
itglied der gegenwärtigen Rechten des Abgeordnetenhauſes, 
welches zugleich als Fraktionsführer von bedeutendem Einfluß 
iſt, mit dem Portefeuille des Innern zu betrauen. Dieſer Er⸗ 
Nennung würden dann noch einige andere von Bedeutung im 
ereich des betreffenden Verwaltungszweiges folgen. Wie man 
ort, liegt dieſe Augelegenheit augenblicklich bereits zur höchſten 
utſcheidung vor. — Im Staatsminiſterium wercen gegenwärtig 
wichtige Projelte in Bezug auf mehrfache Umgeſtaltungen im 
Bereich der Polizeiverwaltung berathen. Es iſt dabei 
theilweiſe auf ſehr vurchgrelfende Reorganiſationen abgeſehen. 
o ſoll es in Abſicht liegen, in einer Reihe von Provinzial⸗ 
ſtädten, die königlichen Polizeiverwaltungen ganz aufzuheben und 
ihre Funktionen den Kommunalbehörden auf Grund der Ge⸗ 
weindeordnung zu übertragen. Es ſoll hierdurch eine größere 
Vereinfachung der Verwaltung und zugleich eine Hebung der 
eigentlichen Kommunal⸗Intereſſen hervorgerufen werden. Die 
erſten Ausführungen dieſer wichtigen Reformen dürften wahr ⸗ 
ſcheinlich in den weſtlichen Provinzen, namentlich in Elberfeld 
und Barmen vorgenommen werden. Aus den öſtlichen Provinzen 
wird beſonders Elbing genannt. Man ſcheint in Kurzem ans 
k gehen zu wollen, ſo wie über die anderweite Verwendung 
„welche bisher im Königlichen Polizeidienſt angeſtellt 
„Beſchluß gefaßt fein wird. 
— Für den Fall, daß die Königin von England und der 
Prinz-Gemahl die Taufe des jüngſten Sproffen unferes Königs ⸗ 
auſes durch ihre Anweſenbeit verherrlichen ſollten, ſcheint man 
Höhen Orts den Wunſch zu hegen, daß die hohen Gäſte dies ⸗ 
mal auch ſeitens der Stadt mit beſondern Ehren empfangen 
werden. Die Königin dürfte nämlich diesmal nicht wieder in⸗ 
ognito, ſondern mit allem ihrem höchſten Range gebührenden 
\ lanz in unſere Stadt einziehen. — Herr von Perponcher, 
welcher nach London mit der offiziellen Anzeige von der Geburt 
es Prinzen geſendet worden iſt, hat gleichzeitig den Auftrag 
erhalten, die königliche Großmutter einzuladen, zur Taufe an 
unſern Hof zu kommen und Pathenſtelle zu übernehmen. Die 
auffeſtlichkeiten werden mit einer großen Gratulations-Cour, 
wie fie bei ähnlichen Gelegenheiten Sitte iſt, begonnen werden. 
es wird hierbei, dem Vernehmen nach, von dem bisherigen 
hebrauche, nach welchem die hohe Mutter in ruhender Stellung 
le Gluͤckwünſche entgegenzunehmen hätte, abgegangen werden, 
dem die Prinzeſſin Friedrich Wilhelm, königliche Hoheit, dem 
eiſpiele ihrer Mutter, der Königin von England, folgen und 
die Gäſte in vollem Schmucke, wie bei ſonſtiger Cour, empfan⸗ 
gen will. Der Zuſtand Ihrer königl. Hoheit iſt naturgemäß 
und zufriedenſtellend. Höchſtdieſelbe hat mit Zuſtimmung der 
Aerzte ſeit dem 6. das Bett verlaſſen. 
— Der „N. Elb. Anz.“ ſchreibt von hier: Es ſind neuer⸗ 
dings mehrere Fälle den Abgeordneten zu Ohren gekommen, 
welche den Beweis liefern, daß einzelne Provinzialbehörden ſich 
doch immer richt von dem Weſtphalen'ſchen Syſtem trennen 
unen, und die Doktrin des Herrn v. Gerlach, die wahre Frei⸗ 
eit der Wahlen befiche in der Becinfluſſung derſelben, für die 
allein richtige zu halten ſcheinen. Als in den Abgeordneten⸗ 
heiſen die Unannehmlichkeiten zur Sprache kamen, welchen einige 
N ahlmänner ausgeſetzt geweſen, die dem Abgeordneten Ottow 
dre Stimme gegeben, hielt man es für genügend, wenn der 
Genannte feine Beſchwerde dem Staats miniſterium überreichte. 
Neuerdings ſind jedoch Thatſachen bekannt geworden, welche zu 
gem energiſcheren Vorgehen zwingen und die auf der Tribüne 
des Hauſes öffentlich zur Sprache kommen werden. Vor allen 
Veiugen macht ein Erlaß des Königsberger Konſiſtoriums, von 
m Oberpräſidenten Herrn Eichmann unterzeichnet und an 4 
Vangelijche Pfarrer der Kreiſe Pr. Holland und Mohrungen 
jerichtet, bedeutendes Aufſehen. Der Erlaß verwarnt dieſelben 
* ſehr herber Weiſe dafür, daß ſie wiederholentlich bei den 
sten Wahlen einem Römiſch⸗Katholiſchen, Hrn. Rechtsanwalt 
„Jorckenbeck ihre Stimmen gegeben. Wir meinen, daß die 
. Pfarrer bei dem Wahlakte nicht als „Diener der evangeliſchen 
kelrche, deren Brod fie effen" — (wir brauchen dieſen im Er⸗ 
i vorkommenden Paſſus) — ſondern als Staatsbürger er⸗ 
benen, die ein politiſches Recht ausübten. Auffallend iſt hier⸗ 
ei noch ein Umſtand, der hier zu der, wir wollen glauben, 
ſitordründeten Muthmaßung Veranlaſſung gegeben, der Kon⸗ 
brial-Erlaß habe, ehe er den 4 Pfarrern mitgetheilt iſt, die 
pprobation des Oberkirchenraths erhalten. Derſelbe tft näm⸗ 


lich aus der zweiten Hälfte des Januar datirt, ſpricht aber 
von den Wahlen, welche „am 23. v. M.“ ſtattgefunden. Die 
Wahlen wurden aber nicht * 23. Dezember, ſondern am 23. 
November vollzogen. Es iſt dies ein Beweis, daß der Erlaß 
bereits feit dem Monat Dezember fertig gelegen, das Expeti⸗ 
ren ſich jedoch beinahe einen Monat verzögert hat. — So viel 
ich gehört, iſt von der Fraktion Vincke⸗Wentzel eine Kommiſſion 
ernannt, welche Mittheilungen, wie die vorbezeichneten, entgegen 
nehmen und Materialien für eine an das Miniſterium zu rſch⸗ 
tende Interpellation ſammeln ſoll. — Von dem Abgeordneten 
Behrend⸗Danzig iſt ein Antrag auf Aufhebung des Einzugs⸗ 
und Hausſtandsgeldes in Ausſicht geſtellt. 

Berlin, 9. Februar. Wie man der „Nat.⸗Ztg.“ aus 
Holſtein ſchreibt, hat eine Regierung, der man ſchleswig-holſtei⸗ 
niſche Sympathieen nicht eben zum Vorwurf machen kann, ſich 
die Freiheit genommen, die Aufmerkſamkeit der däniſchen Re⸗ 
gierung auf die ſehr bedenkliche Richtung zu lenken, die man in 
Bezug auf das Herzozthum Schleswig verfolge. Dieſes Ka⸗ 
binet iſt kein anderes, als das kaiſerlich ruſſiſche, von dem eine 
hierauf bezügliche Depeſche vor ungefähr vierzehn Tagen in 
Kopenhagen eingelaufen und zur Kenntniß des däniſchen aus⸗ 
wärtigen Miniſters gebracht worden iſt. Daß Rußland vor den 
in dieſer Sache viel näher betheiligten Großmächten das Wort 
ergreift, iſt jedenfalls bemerkenswerth, und wenn man ſich auch 
hüten muß, daran irgend übertriebene Hoffnungen für die Zweck⸗ 
mäßigkeit und Gerechtigkeit der endlichen Entſcheldung zu kaüpfen, 
fo rückt doch anderſeits hiermit die Erfüllung der eiderdäniſchen 
Hoffnungen in eine noch nebelhaftere Ferne, und man wird ſich 
mehr und in Kopenhagen davon überzeugen müſſen, daß man 
fi in einem ſtarken Icrthum befindet, wenn man Schleswig 
als eine eroberte Provinz betrachten und behandeln zu können 
glaubt. Es iſt wahrſcheinlich, daß jener Schritt Rußlands ſich 
an das bekannte Vereins⸗Verbot knüpft. . 

— Der Profeſſor der Jurisprudenz Dr. Bruns in Halle 
hat, wie wir hören, einen Ruf nach Tübingen erhalten. Aus 
der mediziniſchen Fakultät in Halle iſt dem Vernehmen nach der 
Profeſſor Schultze nach Bonn und der Privatdozent Dr. Hei⸗ 
denhain nach Breslau berufen worden. 

— Es beſtatigt ſich, wie man der Köln. Ztg. ſchreibt, daß 
die Pforte dem in der Moldau und Walachei zum Hoſpodaren 
gewählten Obriſt Couza die Inveſtitur nicht gewähren wird. 


Berlin, 9. Februar. (11. Sitzung des Abgeord⸗ 
netenhauſes.) Eröffnung 11% Uhr. Präſident Graf Schwerin. 
Am Minijtertifh: die Herren Flottwell, v. Bonin, Simons, 
v. Patow, v. Bethmann⸗Hollweg, v. Auerswald, Graf Pückler 
und v. d. Heydt. Die Tribünen find dicht beſetzt. Auf der 
Tagesordnung ſteht zunächſt die Berathung über die Petition 
von Friedrich Borchardt und Genoſſen zu Oplavien bei Brom⸗ 
berg wegen verweigerter Ertheilung eines Baukonſenſes zur 
Gründung einer Anſiedelung auf ihren Parzellen. Die Kom⸗ 
miſſion hat Ueberweiſung an das Miniſterium zur Berückſich⸗ 
tigung beantragt. 

Hr. Lette (für den Kommiſſions⸗ Antrag) ſchildert die 
ſegensreichen Folgen der Dismembration, geht namentlich auf 
die Koloniſationen Friedrichs des Großen zurück. Durch die 
Dismembration würden den größeren Grundbeſitzern Arbeits⸗ 
kräſte geliefert, über deren Mangel häufig geklagt werde. Es 
gebe Arbeiter genug; man mülſſe ihnen nur nicht ihre bürger ⸗ 
lichen Freiheiten beſchränken. Die Zunahme der Auswanderung 
in den letzten Jahren ſei in vielen Fällen durch die Beſchräu⸗ 
kungen von Ehre und Recht der Staatsbürger, namentlich in 
den Jahren der Reaktion, veranlaßt worden. Es möge zuge⸗ 
geben werden, daß die „Polizeiaufſicht“ bei ſolchen Anſiedlungen 
ſchwierig ſei; die gutsherrliche Polizei habe aber auch häufiz 
zu einer argen Unterdrückung geführt, bisweilen ſogar in der 
Abſicht, durch dergleichen Bedrückungen und durch Verweigerung 
des Baukonſenſes die Anſiedler zur Veräußerung ihrer Parzel⸗ 
len an die Gutsherrſchaft zu veranlaſſen. Der Redner führt 
endlich aus, das Geſuch der Petenten ſei auch geſetzlich nach 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 3. Januar 1845 begründet. 

Der Miniſter des Innern: Es ſei bedenklich, formell 
begründete Verfügungen der Behörden durch Beſchluß des Hau⸗ 
ſes aus Billigkeitsgründen gewiſſermaßen aufzuheben; dadurch 
würde bei den Behörden Unſicherheit entſtehen. Deshalb würde 
in 9715 ſpeziellen Falle die Tagesordnung beantragt. (Vravo 
links.) 

Finanzminiſter: Die Befigungen der Petenten ſeien 
nahe bei einer k. Forſt gelegen und die Forſtverwaltung habe 
ebenfalls gegen die Ertheilung des Baukonſenſes an die Peten⸗ 
ten proteſtirt; deshalb nehme auch er Veranlaſſung zu einigen 
Worten. Die Wohlthätigkeit neuer Koloniſationen, welche von 
Hrn. Lette geſchildert worden ſei, werde nicht verkannt; was 
aber insbeſondere die Koloniſatlon Friedrichs des Großen an⸗ 
lange, fo ſeien zwar in manchen Gegenden dabei glänzende 


Reſultate erzielt worden, aber doch nur in Gegenden mit rei⸗ 
chem Boden, wie in den Niederungen der Weichſel, Oder, 
Warthe, Netze, Havel; auf ſchlechtem, ehemaligen Sand» und 
Waldboden ſeien dagegen die Kolonieen zum Theil bereits ein⸗ 
gegangen, zum Theil kämen ſie dort nur ſehr ſchlecht fort. 
Daß das Geſetz rigoros angewendet worden ſei, könne nicht 
zugegeben werden. In einzelnen Fällen kämen zwar Mißgriffe 
der Verwaltungsbehörden vor, dieſe geriethen aber durch ſolche 
Beſchlüſſe des Hauſes, wie die Petenten verlangen, in eine uns 
ſichere und ſchlimme Lage. (Bravo links.) Wenn den Behör⸗ 
den der Vorwurf gemacht werde, daß fie erſt den Dismembra⸗ 


tions⸗Konſens ertheilt, nachher aber den Bau-Konſens verwei⸗ 


gert hätten, ſo ſei das nicht richtig; denn ein Dismembrations⸗ 
Konſens exiſtire gar nicht, und die Wiedereinführung eines ſolchen 
Konſenſes werde von der Kommiſſion doch nicht beantragt, 
würde auch ein gewaltiger Rückſchritt ſein. (Bravo links.) Die 
Behörde erfahre von der Parzellirung nicht früher etwas, als 
bis der Bau⸗Konſens nachgeſucht werde; ſie ſei daher gar nicht 
0 Lage, über die beabſichtigte Anſiedlung ſich früher zu 
äußern. 

Bel der Abſtimmung wird die Tagesordnung mit ſehr be⸗ 
deutender Majorität angenommen. 


Die Petition von Grundbeſitzern der Dorfſchaft Krakau bet 
Magdeburg — wegen voller Entſchädtgung für Abbruch von 
Gebäuden auf Befehl und Aufhebung der im Rayon-Regulativ 
vom 10. September 1828 enthaltenen Beſchränkungen bei Neus 
bauten und Reparaturen — will die Kommiſſion der Regierung 
zur Berückſichtigung überweiſen. 

Der Kriegsminiſter: Ich möchte den Petenten gern 
entgegenkommen. Ich weiß aber nicht wie. Der Staat braucht 
Jeſtungen, Feſtungen brauchen einen Rayon. Ein Rayon braucht 
ein Geſetz über ſeine Ausdehnung. Unſer Geſetz über die Ein⸗ 
richtungen des Rayons iſt nicht ſtreuger, als in anderen Län⸗ 
dern. Ich will nicht leugnen, daß eine Vergrößerung für Ges 
werbtreibende manches Zeitraubende und Beſchränkende hat. 
Für die Beſitzer, die vor Erlaß des Rayon ⸗Regulativs von 
1828 ihre Grundſtücke in dem Rayon hatten, oder zu demſel⸗ 
ben gezogen worden, wird eine Emſchätigung nach den Geſetzen 
gewährt, falls ihre Gebäude in einer Belagerung zerſtört wer⸗ 
den. So iſt namentlich nach den Friedensſchlüſſen von 1813 
und 1814 verfahren worden. Dagegen iſt denjenigen, welche 
nach der Emanation des Rayon⸗Regulativs ſich anſtedeln, der 
zu unterzeichnende Revers bekannt. Der Staat kann dieſes 
Reſerves nicht entbehren, weil ſonſt die von ihm zu leiſtende 
Entſchädigung zu groß werden würde. Wenn die Petenten nir 
einige ſpezielle Fälle der ihnen auferlegten Beſchränkung auge⸗ 
geben hätten, ſo würde ich gern begründeten Beſchwerden, ſo 
wie ee möglich, Abhülfe gewährt haben. Da nun die Petenten 
in der Allgemeinheit gegen das Geſetz ſich richten und die ſtaat⸗ 
lichen und finanziellen Jutereſſen ganz außer Acht laſſen, ſo 
bitte ich, über dieſe Petition zur Tagesordnung überzugehen. 
1 Bor Vice⸗Präſident Reichenſperger übernimmt hierauf den 

orſitz. 

Herr v. Roſenberg⸗Lipinski. So ſehr auch den Pe⸗ 
tenten Billigkeit zur Seite ftehe, fo könnten deren Anſprüche 
doch ſchon aus finanziellen Gründen keine Berückſichtigung finden. 

Hr. Naumann (Poſen): Wenn geſagt wird, daß, wo 
ein wohlbegründetes Recht Jemandem entzogen wird, es für 
den Staat zu koſtſpielig ſei, dieſes Recht zu entſchädigen, fo 
wird dadurch dem Staate ein ſelches testimonium pauperta- 
tis ausgeſtellt (ſehr gut! rechts), daß ich mich aufs Entſchie⸗ 
denſte dagegen erklären muß. Meines Erachteus kommen im 
vorliegenden Falle ſowohl die Grundſätze des Allg. Landrechts 
als der Verfaſſung zur Anwenduns, nach denen kein Eigenthum 
ohne Eutſchädigung aufgehoben werden fol. (Bravo rechts.) 

Der Juſtizminiſter: Ich will nur einen Geſichtspunkt 
der Frage hervorheben. Wenn im fortifikatoriſchen Jutereſſe 
Privateigenthum entzogen wird, ſo wird dafür Entſchädigung 
gewährt. Dieſes iſt auch durch Geſetze feſtgeſtellt. Das 
Rayon ⸗Regulativ von 1828 handelt aber davon nicht; es führt 
geſetzliche Beſtimmungen aus. Die Beſchränkungen, die das 
Rayon-Regulatio einführt, find Ausfluß der Landeshoheit. Das 
iſt von weſentlichem Einfluß für die Entſchädigungsfrage. Wenn 
die Staatsregierung dem Eigenthum Beſchränkungen im Jute⸗ 
reſſe des öffentlichen Wohles auferlegt, jo muß dafür Entſchä⸗ 
digung gewährt werden. Dagegen wird, wenn dem Elgenthum 
im Intereſſe des Stagtshoheitsrechts, des ſogenannten jus emi- 
nens des Staates, Beſchränkungen auferlegt werden, nach der 
Anſicht aller Staatsrechtslehrer keine Entſchädizung gewährt. 
Auf dieſen Grundſätzen des ſogenannten jus eminens beruht 
auch das Rayon⸗Regulativ. Nach demſelben wird ein Konſens 
nur Demjenigen ertheilt, der ſich der Beſchränkung unterwirft. 
Sollte die Petition Berückſichtigung finden, ſo wäre es doch 
nothwendig, die Geſichtspunkte hervorzuheben, nach denen die 


Entſchädigung bemeſſen werden ſollte. Mir ſcheinen der Auf- 
findung folder Grundſätze die erheblichſten Schwierigkeiten ent⸗ 
gegen zu ſtehen. 

Herr Simſon: Nicht aus Billigkeit, ſondern nach Rechts ⸗ 
grundſätzen muß in derartigen Fällen, wie der vorliegende, eine 
Entſchädigung gewährt werden. Wenn da ſchon das Gebiet 
der Billigkeit beginnt, dann dürfte das Rechtsgebiet wohl bald 
gänzlich von der Erde verſchwunden ſein. Die Ausführungen 
des Hrn. Juſtizminiſters haben den Geſichtspunkt gänzlich ver⸗ 
ſchoben. Niemand hat dem Landesherren das Recht abgeſprochen, 
nach ſeinem Ermeſſen Feſtungen anzulegen. Die Frage iſt aber, 
ob, wenn der Landesherr einen Feſtungsbau vornimmt, der 
Unterthan, der davon betroffen, ſich mit patrictiſcher Selbſtee⸗ 
friedigung, mit dem Gefühl: „Du biſt ſo glücklich geweſen, zum 
Beſten des Staates dein Eigenthum zu verlieren“, begnügen 
ſoll. Der Herr Miniſter unterſcheidet vollkommen richtig zwi⸗ 
ſchen Entſagung und Belaſtung des Eigenthums. Aber wie 
weit ſind dieſe oft auseinander? In meiner nächſten Nachbar⸗ 
ſchaft ſind einige Grundſtücke durch Mangel des Konſenſes der 
Militärbehörden gänzlich entwerthet. Man hat ſich von Seiten 
des Juſtizminiſters auf das jus eminens berufen. Wo hat 
aber das Expropriationsrecht ſeine Quelle? Es wäre daher ganz 
konſequent, auch bei fiskaliſchen Expropriationen die Entſchädigung 
durch das jus emensis für ausgeſchloſſen zu erklären. Was 
das Regulativ ſpeziell anbetrifft, ſo ſpricht daſſelbe allerdings 
keine Entſchädigung aus. Aber ebenſo wenig wird durch daſſelbe 
eine Entſchädigung ausgeſchloſſen, wenn auch allerdings kein Ge⸗ 
richtshof eine Entſchädigung auf Grund des Regulatis ausſprechen 
kann. Das verlangen wir aber eben, daß ein ſpezielles Geſetz 
erlaſſen werde, wonach die Gerichte auf eine Entſchädigung zu 
erkennen vermögen. Die Modalitäten der Entſchädigung werden 
ch finden, wenn wir uns auf den fittlichen und rechtlichen Bo⸗ 
den ſtellen. (Lebhaftes Bravo rechts.) 

Der Berichterſtatter Herr Herrmann: Die Kommiſſion 
wolle die Petition der Staatsregierung deshalb überweiſen, um 
ſie von den großen Härten des Rayon⸗Regulativs zu überzeugen. 
Die Kommiſſion ſei für dieſe Ueberweiſung auch darum, weil 
ſie von den jetzigen Miniſtern eine andere Auffaſſung der Sache 
als von den früheren erwarte. Daß ſie ſich darin nicht ge⸗ 
täuſcht, beweiſen die Erklärungen des Finanzminiſters und Kriegs⸗ 
miniſters. Bei der Abſtimmung wird die Tagesordnung mit 
großer Mehrheit abgelehnt (dafür die linke Seite des Hauſes, 
die Minifter, einige Mitglieder des Centrums), der Kommiſſions⸗ 
Antrag mit großer Majorität angenommen. (Schluß folgt). 

Thorn, 6. Februar. Der Freudenfeldſche Prozeß 
iſt jetzt, nachdem er beinahe 14 Tage lang das Publikum in 
Spannung erhalten hat, beendet. Sein Endreſultat iſt folgen⸗ 
des: Der Hauptangeklagte Karl Schwenkendorf allas Freuden⸗ 
feld, in 80 Fällen der Wechſelfälſchung überführt und geſtäu⸗ 
dig, iſt zu 7 Jahren, Weſalowski in 25 Fällen der Fälſchung 
und außerdem noch des Meineides für ſchuldig befunden zu 5, 
Adolph Freudenfeld, in 2 Fällen ſchuldig, zu 3 Jahren Zucht⸗ 
haus, Kaufmann Joſeph Kiewe, in 16 Fällen ſchuldig, zu 4 
Jahren Gefängniß verurtheilt worden. Außer dieſen Strafen 
wurde noch gegen Karl Freudenfeld auf 9000 Thlr. Gelpftrafe 
event. 2 Jahr 8 Monat Zuchthaus, gegen Weſſalowski auf 
2500 Thlr. Geldſtrafe event. 1 Jahr 6 Monate Zuchthaus, 
gegen Adolph Freudenfeld auf 200 Thlr. event. 2 Monat Zucht⸗ 
haus und gegen Kiewe auf 300 Thlr. event. 4 Monat Ge⸗ 
fängniß erkannt. Die andern beiden Angeklagten, Aron Müller 
und Löbel Kaliſcher, wurden freigeſprochen. Den Geſchwornen 
waren im Ganzen Fragen vorgelegt worden. 

Frankfurt a. M., 8. Febr. Die heutige „Handels⸗ 
Ztg.“ macht auf folgende verbürgte Thatſachen aufmerkſam: Als 
die Broſchüre „Napoleon III. et PAngleterre“ erſchien, ward 
ſie in zahlreichen Exemplaren nach Mainz geſendet. Daſſelbe 
geſchah im November 1858 mit der Broſchüre „Napoleon 1. 
et les Mayengais“, deren Zweck offenbar nur fein kann, ſich 
für den Fall eines Krieges Freunde innerhalb der deutſchen 
Bundesfeſtung zu werben. Daſſelbe geſchah ſo eben wieder 
mit der Broſchüre „Napoléon III. et IItalie“. Die Exem⸗ 
plare ſind mit Adreſſen an einzelne geachtete Mainzer Bür⸗ 
ger verſehen, frankint, und mit dem Stempel „Ministere des 
affaires étrangères“ bezeichnet. Weiß die großherzoglich heſ⸗ 
ſiſche Regierung, weiß die Feſtungsbehörde etwas von dieſer 
Propaganda, welche unleugbar beweiſt, daß man in Paris an 
die Rheingrenze gar nicht mehr denkt?! 


Oeſterreich. 

Wien, 7. Februar. Wie die „Oeſterreichiſche Korreſpon⸗ 
denz“ die franzöſiſche Thronrede als eine Bürgſchaft des Frie⸗ 
deus betrachtet, fo behauptet auch die „Oſtdeutſche Poſt“ nach 
ihrer beſten und tiefrten Ueberzeugung, daß die Rede eine ber 
ſchwichtigende, friedliche. Die „Preſſe“ dagegen faßt ein vor⸗ 
läufiges Urtheil dahin zuſammen, daß einen ſehr autbentiſchen 
Kommentar zu dieſer Rede die Brochüre „Napoleon III. und 
Italien“ bilde, die ſie ihrem ganzen Umfange nach mittheilt. 
Auch die übrigen Zeitungen bringen dieſe Broſchüre ſehr voll⸗ 
ſtändig, aber nur die „Wiener Zeitung“ begleitet dieſelbe mit 
einigen Bemerkungen, aus denen vornämlich hervorzuheben, daß 
Frankreich jetzt eine italienijche Ligue befürworte, während es 
vor kurzer Zeit noch, als von einem ſolchen Projekte die Rede 
war, in offiziöfer Weiſe deren Ausführung als Casus belli 
hütte bezeichnen laſſen. Damals freilich ſollte die Ligue unter 
den Auſpizien Oeſterreichs zu Stande kommen, heute unter den 
Auſpizien Frankreichs. Die „Wiener Zeitung“ erhebt ſich auch 
gegen die Stellung, die dem Papſte in der franzöſiſchen Bro⸗ 
ſchüre zugedacht wurde; endlich aber auch vermißt ſie die Bürg⸗ 
ſchaft, daß der fo projettirte Staatenbund die gewünſchten Res 
formen mit ſich führen werde. 

Mailand, 5. Februar. Die Wiederholung der Oper 
„Norma“ im Skala⸗Theater iſt verboten worden. 

Italien. 

Turin, 5. Februar. In der geſtrigen Sitzung der De⸗ 
putirten⸗Kammer brachte das Miniſterium einen Geſetz⸗Entwurf 
über eine Anleihe von 50 Millionen ein, deſſen Motivirung 


wörtlich, wie folgt, lautet: „Meine Herren, Sie kennen die 
außerordentlichen Rüſtungen, welche das öſterreichiſche Gouver⸗ 
nement mit unausgeſetztem Eifer im lombardo⸗-venetianiſchen Kö⸗ 
nigreich und vornehmlich längs der Grenze des Ticino und des 
Po macht. Einige Tage vor Eröffnung unſeres Parlaments 
meldete die offizielle „Wiener Zeitung“ die Sendung eines Ar⸗ 
mee⸗Korps nach Italien, welches, mit den bereits in dieſem 
Lande konzentrirten Truppen vereint, eine viel ſtärkere Armee 
herſtellt, als eine ſolche für gewöhnlich in Friedenszeit zu allei⸗ 
niger Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und der inne⸗ 
ren Sicherheit erforderlich iſt. Aber was die Situation noch 
mehr erſchwert, iſt die Vertheilung und Konzentrirung dieſer 
Truppen, deren Hauptkern in der Nähe der Adda und des Ti⸗ 
eino placirt, und vornehmlich zu Cremona, Piacenza und Pavia 
gelagert und ſtark angehäuft, den agreſſiven Anblick eines Ope⸗ 
rationskorps gegen die Nachbarmacht gewinnt. Andere Anzeichen 
von wenig beruhigender Natur ergeben ſich aus der Beſetzung 
zahlreicher Dörfer längs des Ticino und des Po durch detachirte 
Korps, aus den häufigen Truppenbewegungen an unſere Gren⸗ 
zen, aus den Befehlen, in zahlreichen Ortſchaften Magazine und 
militairiſche Logements anzulegen. Zu dieſen Thatſachen, welche 
von Seiten des öſterreichiſchen Gouvernements wenig friedliche 
Dispoſitionen verrathen, iſt ſo eben die neue Publikation eines 
Dekretis hinzugekommen, welches die Pferde⸗Ausfuhr nach Pie⸗ 
mont verbietet; noch mehr, dieſe Macht hat eine Anleihe von 
150 Peillionen Franks abgeſchloſſen. Im Angeficht fo kriegeri⸗ 
ſcher Vorbereitungen und ſo feindlicher Manifeſtationen, welche 
erſichtlich gegen unſern Staat gerichtet wurden, iſt die öffent⸗ 
liche Meinung beſorgt und iſt das Gouvernement des Königs 
gezwungen worden, ohne Verzug alle Dispoſitionen zu nehmen, 
welche am meiſten drängen, und ihm durch den Ernſt der Ver⸗ 
hältniſſe und durch die Pflicht, die Sicherheit und Ehre des 
Landes zu ſchützen, angerathen wurden. Und fo, um die begon⸗ 
nenen Vertheidigungs⸗Vorbereitungen fortzuführen und um ſich 
iedem Ereigniß gegenüber in Bereitſchaft zu finden, kommt das 
Gouvernement des Königs, das Parlament um Ermächtigung 
zu bitten, eine Anleihe von 50 Millionen zu kontrahiren. Meine 
Herren, wir bedauern mehr, als irgend Jemand in der Welt, 
dem Lande neue Laſten und den Staatsfinanzen ſchwerere Bür⸗ 
den nicht erſparen zu können, und wir beklagen, dieſelben in 
Vorſchiag bringen zu müſſen. Aber Sie wiſſen, daß es im 
Leben der Völker ſolche äußerſte Momente giebt, in denen das 
Opfer eine heilige Pflicht, eine unerbittliche Nothwendigkeit iſt. 
(Beifall.) Auf Ihren bewährten Patriotismus zählend, kann 
das Miniſterium nicht Zweifel hegen, daß Sie einſtimmig ſein 
werden in Ihrer Entſcheidung zur Vertheidigung des Landes 
und auch der Ehre, der Freiheit und der nationalen Unabhän⸗ 
gigkeit. (Allgemeiner Beifall.) Zu dieſem Zwecke legt es Ihnen 
nachſtehenden Geſetzentwurf vor, den es Ste bittet, für dringend 
erklären zu wollen.“ — Die Kammer ſprach ſich für die Dring⸗ 
lichkeit aus, und der Antrag ging darauf zur Prüfung in die 
Abtheilungen. Die Abtheilungen ernannten im Allgemeinen dem 
Geſetzentwurf günſtige Kommiſſaire, indeſſen ſcheinen die Mit⸗ 
glieder, die der Rechten angehören, formelle Vorbehalte erheben 
zu wollen, und Graf Revel erklärte in ſeinem Bureau, daß er 
bereit ſei, dem Gouvernement alle Mittel zu einem Vertheidi⸗ 
gungskriege zu gewähren, daß er aber nie zu einem Angriffe⸗ 
kriege von Seiten Piemonts ſeine Zuſtimmung geben werde. — 
Mehrere Blätter beſtätigen nunmehr, General Niel ſei ſtatt La⸗ 
tour d'Auvergne's zum hieſigen Geſandten beſtimmt. — In 
Cigllano und Turbia find unruhige Auftritte vorgefallen, welche 
durch das Einſchreiten bewaffneter Macht unterdrückt wurden. 
(Preuß. Z.) 


Die Ote Vorleſung des Herrn Prof. Prutz. 

Im Gegenſatze zu der politiſchen Poeſie der vierziger Jahre, welche 
wie ein Welkerleuchten auf den Erndtetag am Ende des Jabrzehntes 
bindeutete, entwickelte ſich eine lyriſche Richtung, welche ankämpfend an 
die herkömmlichen wohlberechtigten Empfindungen und Gefühle des 
deutſchen Herzens gegen die unklaren und radikalen Lieder der politi- 
ſchen Dichter Front machte. Als Hauptvertreter dieſer Richtung wurde 
Emanuel Geibel charalteriſirt, geboren zu Lübeck 1815, deſſen Stamm⸗ 
baum auf eine Predigerfamilie zurückführend uns an jene vielen tüch⸗ 
tigen Männer erinnert, welche von proteſtantiſchen Geiſtlichen abſtam⸗ 
men. Geibel ift der treue Eckart und warnt ſein Volk, ſich dem poli⸗ 
tiſchen Venusberge zu näbern; 2 er keine einzige neue Empfin- 
baut, keinen einzigen neuen Gedanken ausſpricht, er ſich in einem 
Kreise bewegt, welchen die klaſſiſchen und romantiſchen Dichter abge⸗ 
gränzt haben, jo fand er trotzdem einen kaum gerechtfertigten Beifall, 
da ſeine Gedickte in der 46ſten Auflage erſchienen find. Seine Poeſie 
führt zu den Penaten des deutſchen Hauſts zurün, die Töne jeiner 
Harfe erinnern an die Heimath, und ſeine Schmerzen nach dem Tode 
einer innig geliebten Frau rufen in uns das Gedächtniß an jene tra- 
giſchen Ereigniſſe wach, welche das Liebesglück ſo oft untergraben. Im 
Kampfe zwiſchen Schleswig⸗Holſtein und Dänemark iſt er auch für das 
gute Recht Deutſchlands eingetreten, aber ſeine Werke laſſen eine ge⸗ 
ringe Entwickelung erkennen. 

Neben ihm wurden zwei rheiniſche Dichter Gottfried Kinkel und 
Wolfgang Müller von Königswinter beurteilt. Der erſtere, Sohn 
eines Predigers in Obercaſſel bei Bonn 1815 geboren, erhielt erſt im 
Gegenſatze von Georg Herwegb einen Ruf, als ſeln unglücklicher 
Stern ihn zu politiſchen Experimenten führte, die ihn in eine tragſſche 
Lage bringen ſollten. Kinkel ſtudirte in Berlin und war in ſeiner 
Jugend dem Pietismus dienſtbar, indem er ſich unter den Lleblinge⸗ 
ſchülern von Hengſtenberg befand. Später Privatdocent in Bonn, 
lernte er ſeine vor kurzem veritorbene Gemahlin kennen, welche von 
einem ungeliebten Manne, einem Buchbändler in Köln, ſich getrennt 
hatte und vom Katbolicismus zum Proteftantiemus übertrat, um ſich 
mit Kinkel vermäblen zu können. Legterer ſchwankend und ohne ſichere 
feite Perſönlichkeit, erhielt durch den entschiedenen Charakter jeiner 
Gemablin eine neue Richtung, welche ihn zuletzt vom Lehrſtuhle unter 
die badiſchen Freiſchaaren und darauf ins Zuctbans führte, Groß 
im Dulden und Entſagen, ein Märtyrer ſelner eignen Vergangenbelt 
erregte das Schickal des Dichters in der Sträflingekleidung eine all⸗ 
gemeine wohlverdiente Theilnahme, indem man unbeſchadet des Rich⸗ 
telſpruches ſich der Betrachtung nicht entziehen konnte, wie ſein Auf⸗ 
enthalt neben beſtraſten gemeinen Verbrechers ſich unter der Regierung 
eines kunſtſinnigen, die Wiſſenſchaften pflegenden Königs kaum ent- 
ſchuldigen laſſe. — Otto, der Schütz, iſt das bekannteſte Kinkelſche 
Gedicht, in welchem er im Anſchluſſe an eine Sage den grünen Rhein- 
from und das rheinische Leben in idplliſcher Weiſe zu feiern ſucht. 
Prof. Prutz ſprach wohl im Sinne aller Gebildeten Deutſchlands den 
Wunſch aus, daß die Gerüchte ſich bewahrhelten möchten, welche auch 
eine Amneſtie für Kinkel in Ausſicht ſtellen. Der durch den Tod feiner 
Gattin ſchwer geprüfte Dichter wird im geliebten Vaterlande am erſten 
Heilung für jeine Munden finden können. 


Tbeilnahme der inhaltsreichen, ſpannenden Vorleſung bis zum Schluss 


Wolfgang Müller iſt der Hauptdichter des Rheines, er bein 
die Reben und die Hügel, die Burgen und die Sidi, die Berge, 
Reder post die Gegenwart des Rheinlandes — er iſt ein prosl 
zieller Poe 

In der Mitte der vierziger Jahre trat plötzlich die Dorfgelhlft 
in den Vordergrund, als eine Reaktion gegen eine geſchminkte, er 
türliche, parfümirte Salonrichtung. Die Wurzel der Verfa gh 
wurde ſchon bei Theocrit in ſeinen Idyllen aufgefunden und di 1 
in ihrem nothwendigen Gegenſatze zu herausfordernden Gegenſtröme 
gen im Zeitalter der Meifterfänger, unter der Reglerung Ludwig 7 
XIV. zc. nachgewieſen. Das Leben von Jung- Stilling, von © 
brrausgegeben, war ebenfalls eine Dorfgeſchichte. Prof, Pruß uk 
wickelte darauf die literariſche Thätigkeit von Pückler Muccau un 
Altx. v. Sternberg, welche durch literariſche Verirrungen der Dorfen 
ſchichte die Bahn brachen. Püdler - Diuccau, in ſeiner Juger du 
tolle Pückler genannt, zog in den Briefen eines Verſtorbenen die an 
merkſamkeit der höhern Kreiſe auf ſich, frivol und von jener ſittlich 

aulniß angekränkelt, welche ein treues Abbild der höhern Eirkel wal 
fand er ein dankbares Publikum, als er die piquanteiten Klätſchercln 
über den hohen Adel Englands und Frankreichs veröffentlichte 
jeinen Finanzen brouillirt reiſte er Zeitweiſt, um ſchreiben, und schr 
um reisen zu können. Seine Verdienſte um Garten- und Parkanſe“ 
gen ſchienen ſeine literariſchen Lorbeeren überleben zu wollen. M 

Alex. v. Sternberg, in den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen geboren, 
mit jenen Männern innerlich verwandt, welche mit der ange bern 
Fähigkeit eine äußere Politur anzunehmen und ſich mit Berläugnuf 
der eigenen Perſönlichkelt einem . Standpunkte unterzuord 
eine jo große Rolle als Generäle, verſchmitzte Diplomaten ac. in e ri 
Lande gejpielt haben, deſſen Regierungeform als Abjolutismus DU 
Korruption oder Kaſſermord gemildert definirt iſt. Sternberg, ab 
eben von ſeiner ausgezeichneten Unterhaltungsgabe, ift eine orbin 4 
Proteusnatur — er der Dichter der Zerriſſenheit, Yuldigte in einig 
Novellen einer ſozialen Richtung, wurde dann 1848 Poet der Realtll 
und ſchilderte in ſeinen Scpriſten auch jene unſtitlichen Orgien, wie 1 
für die höhern Reaktionskreiſe, und zwar für die Akteurs und hin 
Darſteller nicht proftuuirender ericheinen konnten. Nachdem 70 
Schiff der Reaktion in Preußen geſtrandet iſt, ſucht ſich Sternberg a 
—— 7 —— Mißverſtändniſſen auf einen neuen Skandpunkt giid 

heben! 

Nachdem ſchon Immermann der Dorfgeſchlchte in feinem Münch 
bauſen Bahn gebrochen, trat Berthold Auerbach in demſelben Gente 
auf, mit ſeinem Spinoza, ſeinem Dichter und Kaufmann hatte er 
Glück gemacht. Die einseitige Stellung der Dorfgeſchichte in der LI 
ratur wurde darauf charakteriſirt und die hlerhergebörigen Schri 1 
Auerbachs beurtheilt. Jene Perſonen aus dem Bauerniiande ha 
ebenſowenig Wahrheit — wie die Grafen, Barone, entgegengeſt 
Sal riftfteller, die Welt hat noch einen weitern Horizont, als den, wel 
cher durch Vlebſtälle, Dorfbrunnen, Baueräder begränzt wird, und 1 
verrät) ſchon eine Verirrung, wenn jene an Bildung und Vorſtel 
gen jo ärmlichen Kreiſe eines Dorfes zum Mittelpunfte einer rein! 
geiſtigen Welt erhoben werden. Alle Sphären der Geſellſchaft ſoll pt 
Schriftſteller behandeln — und hierin liegt das Gegengewicht geg 
einjeitige Verlrrungen. Georges Sand hat in ibrer Dorfgeſchicht 
voraus, daß fie z. B. ein Bauermädchen im Konflikte mit der Bilden 
und dem Leben der böbern Geſellſchaft darſtellt, Jerem. Gotthelf 
die Landleute obne Schminke und ohne jedes Feigenblatt in hel, 
nackten Perſönlichkeit auftreten, die Auerbachſchen Charaktere find da 
gegen Kinder der Reflektion — ebenſo gedrechſelt und geſchnitzelt, mit 
der Hirte und die Schäfchen unter einem Weihnachtsbaume. Wel ni 
von ſeinem falſchen Enthuſiasmus für die vielen Helden und Gr 1 
der Dorfgeſchichten heilen will, der leſe Land und Leute von Riehl. 

Zum Schluſſe ging Profeſſor Prutz zum Drama, der Blüthe 1 
Epos und der Lyrik, dem Siegel hoher nationaler Entwickelung üb 
von welchem Deutſchland bisher nur Anfänge auſweiſen kann. 
rend unſere Klaſſiker ſich ſchwer zu Produktionen entſchloſſe 
welche ein Theaterpublikum als Kritiker richten ſollte, ſtürzten ſich 
Schriftſteller des jungen Deutſchlands kühn und jchreibjelig 5 


dramatiſche Porſte; in das Allerheiligſte dieſer Dichtung iſt jedoch 0 
länger als ſonſt ausdehnte, jo ſchlen das Auditorium doch mit ol 


Ss 


Keiner von der Muſe geleitet worden. Obwohl die Vorleſung 


zu folgen, es war die vorletzte! 


— 


Telegraphiſche Depeſche. 

Turin, 9. Februar. Die Samt 0 in ihrer Heutige! 
Sitzung die Auleihe mit 116 gegen 35 Stimmen angenommen 
Graf Cavour ſprach energiſch wider Oeſterreichs verletzende dur 

Thatſachen kundgegebene italieniſche Politik, rühmte Frankreich 
durch die Rede des Kaiſers für Piemont gezeigte Sympathieel, 
und ſprach die Hoffaung aus, daß England, welches jetzt wegen 
der orientaliſchen Frage zu Oeſterreich hinneige, ſeine auf de 

Pariſer Kongreß gezeigte Haltung wieder annehmen, Itallens 
Emancipation begünſtigen und einſehen werde, daß die Juſtände 
in der Lombardei nicht gebeſſert ſeien. 


. e * 
ettin, 10. Februar tterung: kl 3 ra 
e 5 9: klare Luft. Tempe 
62½ 81 izen ohne Umſatz, pr. Frühſahr 83.85pfd. gelber 62 Rt. or 
Rog gen niedriger gehandelt, loco feiner pr 7pfd. 45 Rt, bel“ 
Tipſd. pr. Febr.⸗März 43% Mt. bez, A, Hrübfabr 440% 44 55 ber 
u. Gd., pr. Mai⸗Juni 44% Rt. Br., 44% Gd., pr, Zuni-Zuli 45 ai 
bez. und Gd., pr. Zuli-Auguft 46 Rt. Br, e 
"HN HD POLAR 1 mich 8 br⸗ 
üböl wenig verändert, loco 15 Rt. bez., pr. Februar u. Fe 
März 14% Nt, Br., pr. April⸗Mat 14% Rt. Br. „Ottobes 
14 ai, bu, — j 5 4 ferne Dt N N 
einöl loco incl. Faß 124, Rt. Br. 
Spiritus flau, loco ohne Faß 19, 19 ¼6, 19% 0 1 
bruar-März 19 Yo Gd., 187; a pr, Kl nen 19 u 175 g 5 N 
pr. Mai- Juni 18% % Br., pr. Junl-Jult 18 % Br. pr. Jull⸗ Aug 


17% % Br., 17% Gd. 95 
Pommerania 105 Gd. Union 


Aktien. National 98 Br. 
Br. Germania 98% Br. Neue Dampfer-⸗Kompagnie 77 Br. 
Die telegraphiſchen Depeigen melben: 120 
Berlin, 10, Februar, Mittags 2 Uhr. Staateſchuldſcheine 84 N 
Prämien-Anleide 3½ pCt. 116%, bez. Berlin- Stettiner 104% er 
Stargard ⸗Poſener 85% Br, Köln-Mindener 135 bez. Die kon 
Kommandit-Untheile 100 bez Franzöl.-Deſterr. St, G. -A. — — 
Hamburg 2 Mt. 151% bez. London 3 Mt. 6 207% bez. 40, 
Roggen pr. Februar-März 46% bez., / Go., pr. Frühjahr 
45% bez., pr. Mai-Zuni 46 ½, 46 bez. br⸗ 
Rüböl loco 19% Br., pr. Februar 15½ bez., ½ Br., pr. dt 
März 15 Br., pr. April⸗Mai 14%/, 24 bez. 17 
Spiritus loco 19½½ bez., pr. Febr.⸗März 19½, ½ bez ⸗ 5 
April⸗Mai 19%, % bez, pr. Mai-Juni 20½, % bez. ud 
Amſterd am, 9. Februar. Getreidemartt, Weizen preisballthi, 
Roggen 3 Fl. böber, ziemlich lebhaft. Raps pr. Mai 76%, Herbſt 
Rüböl Mai 42, Herbſt 39 . ten 
London, 9. Februar. Getreidemarkt. In allen Getreide anne 
Bent, STR! zu unveränderten Preiſen. In fremdem Weizen 9 
ufuhren. 
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